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dhrend einer Wirt-

schaftskrise riicken Un-

ternehmensinsolvenzen

in den Fokus medialer
Aufmerksamkeit. Auch die Politik rea-
giert auf die erh6hten Anforderungen
an das dsterreichische Insolvenzrecht
durch eine tiefgreifende Gesetzesre-
form. Vorrangiges Ziel des nunmehr
vorliegenden Ministerialentwurfes ist
- wieder einmal - die rechtzeitige
Er6ffnung von Insolvenzverfahren.
Ebenso sollen die Sanierungschancen
gesteigert werden. Die Mittel, mit de-
nen das erreicht werden soll, werden
unter Experten derzeit kontrovers dis-
kutiert.

Eigenverwaltung und Rosinenpicken.
Durch die Abschaffung der Aus-
gleichsordnung und die Ubernahme
der mafigeblichen Regelung in die
Konkursordnung (kiinftig ,Insol-
venzordnung*

10) soll - wie auch
in Deutschland -

Kunftlg ein einheitliches

- Insolvenzverfah-
konnten ren geschaffen
sich die Ver- werden. Zentrales
Element bildet
fahrenser— darin die Eigen-
. verwaltung. Der
Offnungen,  Schuldner fiihrt
sein Unternehmen
zum Nach- weiter; ihm wird -
. wie auch im bis-
teil aller herigen  Aus-
Beteiligten, gleichsverfahren -
ein Sanierungsver-
regelmdjgig walter als eine Art
. ,Super-Aufsichts-
verzogern - rat“ zur Seite ge-

stellt, der die Ge-

schiftsfiihrung

iiberwacht. Zu die-
sem Zweck riumt das Gesetz dem Sa-
nierungsverwalter auch ein Ein-
spruchsrecht ein. Handlungen, die
nicht zum gewdhnlichen Unterneh-
mensbetrieb gehoren, bediirfen je-
denfalls der Genehmigung des Sanie-
rungsverwalters. Fiir die Glaubiger
bringt die Eigenverwaltung den Vor-
teil einer zehn Prozent hoheren Min-
destquote von 30 Prozent.

Eine Frage der Quote. Wie diese
Moglichkeit zur Eigenverwaltung von
der Praxis angenommen wird, bleibt
abzuwarten. Der Schuldner hat, um
iiberhaupt in den Genuss der Eigen-
verwaltung zu kommen, bei Verfah-
rensbeginn zu belegen, dass er zur
Fortfithrung des Unternehmens und
zur Erfiillung des Sanierungsplans mit
der erhéhten Quote von 30 Prozent
in der Lage ist. Kann (oder will) er
das nicht, bleibt es beim bisherigen
System des Zwangsausgleichs: Man
wird zwar unter die Kuratel eines
»Masseverwalters“ gestellt, anderer-
seits aber durch ein niedrigeres Quo-
tenerfordernis ,belohnt“. Die Versu-
chung liegt nahe, sich die Rosinen aus
beiden Verfahrenstypen herauszupi-
cken: Man legt zunichst bei Verfah-
rensbeginn einen ambitionierten Sa-
nierungsplan vor, stellt eine mindes-
tens 30-prozentige Quote in Aussicht
(Stichwort: ,,Papier ist geduldig®) und
bekommt so die Eigenverwaltung.
Spiter - rechtzeitig vor der Abstim-
mung - wechselt man dann rechtzei-

1 x wochentlich Recht bekommen.
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Insolvenzrecht:
Reform greift nicht

tig ins ,alte Verfahren“ zuriick und
entschuldet sich mit 20 Prozent. Die
blof kurze, ohnedies aufs ,,Formale“
beschrinkte Ubergangsphase mit ei-
nem ,Masseverwalter* nimmt man in
Kauf. RichterInnen, die bei so einem
»Rosinenpicken“ nicht ,,mitspielen
wollen, werden den Sanierungsplan
auf Plausibilitit priifen und ihn im
Zweifel zuriickweisen.

Regelmaflige Verzégerung. Das
konnte die Verfahrenser6ffnung, zum
Nachteil aller Beteiligten, regelmifig
verzogern und zu einer verstirkten
Anwendung des Paragrafen 73 Kon-
kursordnung KO (dann IO) fiihren,
der - wie schon bisher - die ,,Einst-
weiligen Vorkehrungen“ fiir den Fall
regelt, dass ein Verfahren nicht so-
gleich erodffnet werden kann. Nach
dem Ministerialentwurf soll Paragraf
73 10 unveridndert bleiben. Der Ge-
setzgeber wird gut beraten sein, die
Bestimmung auf diese zu erwarten-
den Anforderungen anzupassen, etwa
indem man dem ,einstweiligen Ver-
walter“ oder einem sonst vom Gericht
beigezogenen Fachkundigen die Mog-
lichkeiten und Ressourcen an die
Hand gibt, den Sanierungsplan rasch
auf Plausibilitéit zu priifen. So gesehen
fragt sich aber, ob es nicht tiberhaupt
besser wire, gleich ,,einheitlich“ ohne
Eigenverwaltung zu starten und den
Schuldner erst nach Priifung des von
ihm vorgelegten Sanierungskonzepts
durch den Insolvenzverwalter binnen,
sagen wir lingstens 14 Tagen in die
Eigenverwaltung zu entlassen.

Zuckerbrot statt Peitsche. Die insol-
venzrechtsbezogenen Normen wol-
len die allgemein gewiinschte friihest-
mogliche Verfahrenserdffnung vor
allem mit Strafen und Haftungen zu

Wodicka, beigestellt

Lasten der Organe beziehungsweise
iiber das Anfechtungsrecht zu Lasten
der (Banken-)Glaubiger erzwingen.
Schon die bisherigen Novellen sind in
diesem Punkt weitgehend erfolglos
geblieben. Man sollte es daher, wie
etwa in den USA, mehr mit Zucker-
brot denn mit der Peitsche probieren:
Entscheidendes KO-Kriterium jeder
gerichtlichen Sanierung stellt die Fi-
nanzierung der Unternehmensfort-
fiihrung wihrend des Verfahrens dar.
Die Novelle - die sich ihrer Anleh-
nung an das amerikanische Chapter
11-Verfahren rithmt - bietet dazu lei-
der nichts Neues. Zu erwigen wire,
die zum Zwecke der Fortfithrungs-
finanzierung aufgenommenen Kredi-
te als ,,superprivilegierte“ Massefor-
derungen einzustufen. Gleichzeitig
wire klarzustellen, dass der Insol-
venzverwalter befugt ist, die von ihm
vorgefundene Sowieso-Masse mit Zu-
stimmung der Glaubiger und des Ge-
richts zur Aufnahme eines Fortfiih-
rungskredits zu belehnen, ohne sich
dadurch einem Haftungsrisiko aus-
zusetzen.

Geteiltes Sanierungsleid. Meines
Erachtens miisste man sogar weiter
gehen und die Kreditaufnahme durch
eine vom Insolvenzgericht effektuierte
erstrangige Belehnung bereits belas-
teter Vermogensgegenstinde ermog-
lichen, wie beim sogenannten ,,Pri-
ming“ im US-amerikanischen Verfah-
ren. Das wire selbst fiir die betroffe-
nen Gliubigerbanken wesentlich bes-
ser, Erhaltung der going-concern-
Werte, statt Zerschlagungswerte, als
die nun vorgesehene, letztendlich
ohnedies nicht effiziente Abschwi-
chung im Anfechtungsbereich. Ganz
abgesehen davon kdme es dadurch
auch zu einer gerechteren Verteilung
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des ,Sanierungsleides“. Die vorgese-
hene und durchaus zu begriifsende Be-
schriankung der Vertragsauflosungs-
tatbestinde trifft nicht die Banken,
sondern hauptsichlich die Lieferan-
ten, die sich dagegen auch schon zur
Wehr setzen.

Fazit. Die berechtigte Aussicht mit
Hilfe, und unter Kontrolle eines In-
solvenzgerichts, samt einer Heerschar
von Fachleuten, wieder zu ausrei-
chender Liquiditit zu kommen, wire
fiir einen Schuldner ein wesentlich
hoherer Anreiz, frithestmoglich ein
Insolvenzverfahren zu beantragen als
die Bedrohung mit Haftungsfolgen.
Zumal, wenn der Betroffene durch
Biirgschaftstibernahmen ohnedies
langst in der Haftungsfalle sitzt.

Dr. Alexander
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Isola,
A ~ Kanzlei Graf
! E"f & Pitkowitz
‘.-11" Rechtsanwdlte
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Der renommierte Autor ist Partner von
Graf & Pitkowitz Rechtsanwadlte und seit
1986 als Masse- bzw. Ausgleichsverwal-
ter von Klein-, Mittel- und GroBunter-
nehmen tdtig. Isola gilt als einer der
erfahrensten Insolvenzrechtsexperten
Osterreichs und ist Beirat der steirischen
»Pleiteholding® STUG.
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MEDIENRECHT
Kritik am

LLaparazzi-
Paragrafen”

Die Rechtsanwaltskammer
zeigt sich bei der Begut-
achtung eines Entwurfes
zum Mediengesetz wenig
begeistert. Laut Entwurf
soll kiinftig bestraft wer-
den, ,,wer von einem an-
deren in der Absicht, die-
sen blofRzustellen, eine
Bildaufnahme herstellt, ei-
nem Dritten zuginglich
macht oder veroffentlicht,
die Umstinde des person-
lichen Lebens- oder Ge-
heimbereichs betrifft, an
denen der Abgebildete ein
schutzwiirdiges Geheim-
haltungsinteresse hat“. Mit
dem Entwurf will der
Gesetzgeber den Uber-
griffen durch Paparazzi
eine Grenze setzen und
gegen ,,Happy Slapping*
vorgehen.

Zu weit gegangen
Die Rechtsanwaltskammer
ist aber der Meinung, dass
das vorgeschlagene Delikt
zu weit gefasst sei.

Dass das ,Herstellen“
von Bildern bereits als Tat-
handlung gewertet wird,
wiirde  Vorbereitungs-
handlungen inkriminieren,
denen die Strafwiirdigkeit
fehlt, argumentieren die
Rechtsanwilte.

,Die Ponalisierung be-
reits des Herstellens von
Bildaufnahmen ist tiber-
schiefbend.” Es geniige, die
Weitergabe an Dritte oder
die Verdffentlichung unter
Strafe zu stellen. (am)

BUCHTIPP
Aktienrechts-

Anderungs-
gesetz 2009

Mit August 2009 ist das
Aktienrechtsinderungs-
gesetz (AKtRAG) in Kraft
getreten, was grundle-
gende Neuerungen fiir die
Hauptversammlung von
Aktiengesellschaften nach
sich zieht. Die Novelle
war notwendig geworden,
um die Aktionirsrechte-
Richtlinie 2007/36/EG der
Europiischen Union in
Osterreich umzusetzen.

Aktionarsrechte

Die Autoren Sonja Byd-
linski und Matthias Poty-
ka, beide Juristen im Jus-
tizministerium, bereiten
in ihrem Buch simtliche
Anderungen sorgfiltig auf
-vom aktuellen Gesetzes-
text bis zu wertvollen Hin-
tergrundinformationen.
Durch das AktRAG
2009 sollen Aktionirs-
rechte gestiarkt werden,
indem unter anderem si-
chergestellt wird, dass Ak-
tiondre tiber alle wesent-
lichen Abstimmungsvor-
ginge bereits im Vorfeld
der Hauptversammlung
informiert werden. (am)
Verlag Manz, 68 €,
ISBN: 978-3-214-09875-9

Klare Entscheidung.
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ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     WIBL PDF EInstellungen für die automatische PDF-Produktion im Archiv
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.3
     Komprimierung auf Objektebene: Aus
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 2400 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Nein
Papierformat:
     Breite: 282.756 Höhe: 420.661 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 72 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 108 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: << /Colors 3 /QFactor 1.3 /Columns 71 /Resync 0 /Blend 1 /HSamples [ 2 1 1 2 ] /Rows 86 /ColorTransform 1 /VSamples [ 2 1 1 2 ] >>
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 72 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 108 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Niedrig
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Durchschnittl. Neuberechnung auf 600 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 900 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Ja
Untergruppen, wenn benutzte Zeichen kleiner als: 1 %
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: 
     Farbmanagement: Alle Farben in sRGB konvertieren
     Wiedergabemethode: Standard
Arbeitsfarbräume:
     Graustufen Arbeitsfarbraum: Dot Gain 20%
     RGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
     CMYK Arbeitsfarbraum: Euroscale Coated v2
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Nein
     Transferfunktionen: Beibehalten
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Nein
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Nein

PDF/X --------------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Nein

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 7050
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Ja
Graustufenbilder beschneiden: Ja
Schwarzweißbilder beschneiden: Ja
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Nein
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Ja
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0
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